
                                             MERKBLATT 
 
zum Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis zum Betrieb einer Privatkranken- 
anstalt gemäß § 30 der Gewerbeordnung 
 
Das Gewerbe kann nur von natürlichen und juristischen Personen ausgeübt werden.  
Bei Personengesellschaften ohne eigene Rechtspersönlichkeit (z.B. OHG, KG) ist eine Erlaubnis für 
jeden geschäftsführenden Gesellschafter erforderlich; dies gilt auch hinsichtlich der Kommanditisten, 
sofern sie Geschäftsführungsbefugnis besitzen.  
 
Folgende Unterlagen sind vorzulegen: 
 
1. Formloser Antrag, aus dem die Betriebsstätte und die Personalien des Gewerbetreibenden, bei 

juristischen Personen der gesetzlichen Vertreter, sowie des/der leitenden Arztes/Ärzte, hervor-
geht/hervorgehen. 

 
2. Führungszeugnis der Beleg-Art O sowie Auszug aus dem Gewerbezentralregister – nicht älter als 

3 Monate – für die/den Gewerbetreibende/n, ggf. für die mit der Leitung des Betriebes beauftrag-
ten Personen sowie des/der leitenden Arztes/Ärzte. Bei juristischen Personen sind Führungs-
zeugnisse und Gewebezentralregister-Auszüge auch für alle gesetzlichen Vertreter beizubringen.  

 
Führungszeugnisse und Gewerbezentralregisterauszüge sind bei dem für den Wohnort zuständi-
gen Einwohnermeldeamt zu beantragen und sind unmittelbar an den Kreis Euskirchen, Der Land-
rat, Abt.: 32.12, 53877 Euskirchen, übersenden zu lassen.  

 
3. “Auskunft in Steuersachen” des zuständigen Finanzamtes für die/den Gewerbetreibenden, den/die 

gesetzlichen Vertreter/in und den ärztlichen Leitern. 
 
4. Auskunft aus der Schuldnerkartei und der Insolvenzabteilung des zuständigen Amtsgerichts für 

die/den Gewerbetreibende/n, den/die gesetzliche/n Vertreter/in und die ärztlichen Leiter. 
 
5. Soweit das Unternehmen im Handelsregister eingetragen ist, Ablichtung eines Handels-

registerauszuges nach dem neuesten Stand. Bei einer GmbH & Co. KG bitte Ablichtung der Ein-
tragung der GmbH und der KG. 

 
6. Bei juristischen Personen: Beglaubigte Abschrift des Gesellschaftervertrages. 

 
7. Klinikkonzept 
 
8. Bestallungsurkunde des leitenden Arztes (beglaubigt) 

 der Approbation, 

 ggf. der Promotion, 

 der Facharztnachweise incl. der Schwerpunktkompetenz und der sonstigen Weiterbildungs-
nachweise; 

 Führungszeugnis (Belegart „O“) 

 Bestätigung der Ärztekammer, dass keine standesgerichtlichen Verfahren eingeleitet und 
auch keine berufsgerichtlichen Verurteilungen ausgesprochen worden sind. 

9. Fachbereichsleitung und deren Stellvertretung: Bestätigung der Ärztekammer, dass keine stan-
desgerichtlichen Verfahren eingeleitet und auch keine berufsgerichtlichen Verurteilungen ausge-
sprochen worden sind. 

 

10. Lageplan im Maßstab 1:500 mit genauen Grundstücksgrenzen (3fach). 
 
11. Bauordnungsrechtlich geprüfte und entsprechend gestempelte Grundrisse der einzelnen Ebenen 

sowie eine Kopie der Baugenehmigung als Krankenanstalt. 



 
12. Baubeschreibung. 
 
13. Belegungsplan, in dem die Zimmer bezeichnet sind (z.B. Arztzimmer, 2-Bett-Zimmer). Die Zim-

merbezeichnungen müssen Angaben über Fensterflächen, Bettenzahl und Raumgröße auswei-
sen. 

 
14. Beschreibung der Aufgabenstellung der Klinik einschließlich der geplanten Operationsarten sowie 

der gerätemäßigen Ausstattung. 
 

Hygienemanagement 
 
Vorlage eines von einem Krankenhaushygieniker/einer Krankenhaushygienikerin erarbeiteten, an Kli-
nikorganisation u.  Klinikstrukturen angepassten Hygienekonzeptes inklusive angepasstem und voll-
ständigen Hygieneplan, Reinigungs- und Desinfektionsplänen, Nachweis der validierten Medizinpro-
dukteaufbereitung 
 
Dringende Empfehlung 

Bereits in der Planungsphase Einbeziehen eines Krankenhaushygienikers/einer Krankenhaushygieni-
kerin zur Vermeidung von Planungs-/Baumängeln. 
 
Vorstehende Auflistung ist nicht abschließend, in Abhängigkeit von der konkreten Ausgestaltung des 
Konzessionsobjekts kann sich die Notwendigkeit der Vorlage weiterer Unterlagen ergeben. 

 
Verwaltungsgebühr:  
Die Höhe der Verwaltungsgebühr richtet sich nach Tarifstelle 12.2.1 des Allgemeinen Gebührentarifs 
zu § 11 der Verwaltungsgebührenordnung und beträgt derzeit 1.020 Euro (bis zu 10 Betten), 2.040 
Euro (bis zu 20 Betten), 3.060 Euro (bis zu 30 Betten),  je weitere angefangene 10 Betten zzgl. 600 


